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Auf die Berufungen der Verklagten hat das Bezirksge­
richt die Entscheidung des Kreisgerichts im Schuldaus­
spruch und hinsichtlich der Verurteilung zur Leistung von 
Schadenersatz an den Kläger abgeändert. Beide Verklagte 
wurden gemäß Ziff. 3 des Urteils des Bezirksgerichts ver­
pflichtet, an den Kläger Schadenersatz in Höhe von 
141,95 M und einen Ausgleichsbetrag von 250 M zu zahlen. 
Im übrigen wurde der Schadenersatzantrag des Klägers als 
unbegründet abgewiesen.

Gegen die Entscheidung über den Schadenersatzantrag 
des Klägers mit Ausnahme des ihm zuerkannten Aus­
gleichsbetrags (Ziff. 3 des Urteils des Bezirksgerichts) rich­
tet sich der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten 
Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Die konsequente Schadenswiedergutmachung ist ein gesell­
schaftliches Grundanliegen. Das Plenum des Obersten Ge­
richts hat in seiner Richtlinie zur Rechtsprechung bei der 
Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen vom 14. Sep­
tember 1978 (GBl. I Nr. 34 S. 369) die besondere Aufmerk­
samkeit der Gerichte auf die strikte Durchsetzung der Er­
satzleistungen für durch Straftaten verursachte Schäden 
gelenkt und die Notwendigkeit der exakten und überzeu­
genden Anwendung der Normen des materiellen und Pro­
zeßrechts sowie der Unterstützung der durch Straftaten 
Geschädigten im Verfahren hervorgehoben (insbesondere 
Ziff. 2.1. und 2.2. der Richtlinie).

Diesen Anforderungen wird die Entscheidung des Be­
zirksgerichts nicht gerecht. So hat es versäumt, den Kläger, 
über dessen Schadenersatzanträge im Verfahren erster In­
stanz dem Grunde nach entschieden worden war, vom Ter­
min der Hauptverhandlung zweiter Instanz zu benachrich­
tigen (§ 292 StPO). Dadurch wurde dem Kläger die Mög­
lichkeit genommen, sich als Geschädigter am Verfahren 
zweiter Instanz zu beteiligen. Das ist um so schwerwiegen­
der, als im erstinstanzlichen Verfahren überhaupt noch 
keine Entscheidung über die Höhe des von ihm geltend 
gemachten Schadenersatzes getroffen worden war. Durch 
die Nichtbeteiligung des Klägers am Berufungsverfahren 
war es ihm auch nicht möglich, Ausführungen zur konkre­
ten Höhe des ihm entstandenen Schadens zu machen. (wird 
ausgeführt)

Die Entscheidung des Bezirksgerichts über die vom 
Kläger geltend gemachten Schadenersatzansprüche beruht 
somit auch auf einer Verletzung der sich aus § 222 Abs. 1 
StPO ergebenden Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts 
hinsichtlich der Höhe des durch die Straftat entstandenen 
Schadens.

Wie aus der richterlichen Verfügung des Kreisgerichts 
vom 15. Januar 1979 zu ersehen ist, sind der undatierte, 
am 29. Dezember 1978 zu den Akten gelangte Schaden­
ersatzantrag des Klägers sowie dessen weitere Schaden­
ersatzanträge vom 12. Januar 1979 und 26. Januar 1979 nicht 
an die Verklagten zugestellt worden. Diese Schadenersatz­
anträge waren auch nicht mit Zustimmung der beiden Ver­
klagten durch Beschluß in das Strafverfahren einbezogen 
worden. Im Hinblick auf die Vorschrift der §§ 203 Abs. 2, 
198 Abs. 1 Satz 2 StPO hätte deshalb vom Bezirksgericht 
über diese Schadenersatzanträge nicht entschieden werden 
dürfen. Demgegenüber beruht der dem Kläger gemäß § 338 
Abs. 3 ZGB zuerkannte Ausgleichsbetrag auf dem beiden 
Verklagten zugestellten Schadenersatzantrag vom 11. De­
zember 1978 und ist der Höhe nach angemessen. Insoweit 
wurde die Entscheidung des Bezirksgerichts daher mit dem 
Kassationsantrag nicht angegriffen.

Aus den dargelegten Gründen war Ziff. 3 des Urteils 
des Bezirksgerichts wegen Verletzung des Rechts gemäß 
§ 162 Abs. 1 ZPO im genannten Umfang aufzuheben und 
die Sache zur erneuten Verhandlung an das Kreisgericht 
zurückzuverweisen, weil die erforderliche Sachaufklärung 
und Beweiserhebung bisher nicht erfolgte. Dem Kläger ist 
Gelegenheit zu geben, seine Schadenersatzanträge zu 
spezifizieren und erforderlichenfalls weitere Beweismittel

zu benennen (vgl. § 2 Abs. 3 ZPO, Ziff. 3.1. der genannten 
Richtlinie des Obersten Gerichts vom 14. September 1978).

§§ 330, 334 ZGB.

Ein zum Ankauf gebrauchter Kraftfahrzeuge befugter Be­
trieb ist dem Eigentümer eines Pkw zum Schadenersatz 
verpflichtet, wenn er es verabsäumt hat, beim Ankauf die­
ses Pkw den eindeutigen Nachweis des Eigentums bzw. 
der Veräußerungsbefugnis des Verkäufers (durch Vorlage 
der Fahrzeugpapiere oder des Erbscheins) zu verlangen.

Stadtgericht Berlin, Urteil vom 13. Februar 1979 — 107 
BZB 1/79.

Die Klägerin ist Mutter und Alleinerbin und die Verklagte 
zu 1) Ehefrau des verstorbenen J. N. Die Verklagte zu 1) 
verkaufte eine Woche nach dessen Tod an den Verklagten 
zu 2), einen zum An- und Verkauf gebrauchter Kfz befug­
ten Betrieb, den in den Fahrzeugpapieren auf den Namen 
ihres verstorbenen Ehemanns eingetragenen Pkw. Sie 
legte die Sterbeurkunde vor und versicherte, daß der Pkw 
ihr Eigentum und frei von Rechten Dritter sei.

Das Stadtbezirksgericht hat Alleineigentum des Erb­
lassers an dem Pkw bejaht und die Verklagte zu 1) unter 
erbrechtlichen Gesichtspunkten zur Herausgabe des erziel­
ten Kaufpreises an die Klägerin verurteilt. Die Klage auf 
Schadenersatz gegen den Verklagten zu 2) hat es mit dem 
Hinweis auf fehlende Pflichtverletzungen abgewiesen.

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung einge­
legt und vorgetragen, die Abweisung der gegen den Ver­
klagten zu 2) gerichteten Klage sei fehlerhaft. Dessen 
Pflichtverletzung bestehe darin, daß er von der Verklagten 
zu 1) anläßlich der Verkaufsverhandlungen nicht die Vor­
lage eines Erbscheins gefordert habe. Die Versicherung der 
Verklagten zu 1), sie sei Eigentümerin des Pkw, und die 
Vorlage der Sterbeurkunde und ihres Personalausweises 
seien für den Nachweis der Berechtigung zum Verkauf 
nicht ausreichend gewesen.

Die Klägerin hat beantragt, den Verklagten zu 2) in 
Gesamtschuldnerschaft mit der Verklagten zu 1) zur Zah­
lung des Kaufpreises zu verurteilen.

Der Verklagte zu 2) hat beantragt, die Berufung der 
Klägerin abzuweisen. Er hat erwidert, die Forderung nach 
Vorlage eines Erbscheins sei nicht gerechtfertigt. Es sei ihm 
als Handelsbetrieb mit täglichem An- und Verkauf nicht 
möglich, die Angaben der Kunden anzuzweifeln und die 
tatsächlichen Eigentumsverhältnisse an den Fahrzeugen 
festzustellen. Er müsse sich auf die Versicherung der Ver­
käufer verlassen, daß das Kaufobjekt ihr Eigentum und 
frei von Rechten Dritter sei. Eine Pflichtverletzung liege 
nicht vor.

Die Berufung hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die Anspruchsgrundlage für die Schadenersatzpflicht des 
Verklagten zu 2) ergibt sich aus §§ 330, 334 ZGB. Entschei­
dend hierbei ist jedoch nicht die Frage, ob ein Verschul­
den — wie es bei Schadenersatzansprüchen gegenüber Bür­
gern maßgebend wäre — vorliegt oder nicht. Es müssen 
hier vielmehr die höheren Anforderungen Beachtung fin­
den, die gemäß § 334 ZGB an einen Betrieb gestellt wer­
den. Danach entfällt dessen Verpflichtung zum Schaden­
ersatz nur dann, wenn die Umstände, die zum Schaden 
geführt haben, trotz Ausnutzung aller gegebenen Mög­
lichkeiten nicht abwendbar waren.

Dem Verklagten zu 2) ist zwar darin zu folgen, daß 
die schnelle Abwicklung beim An- und Verkauf gebrauch­
ter Pkw eine wünschenswerte Praxis darstellt und daß 
für den überwiegenden Teil des Gebrauchtwarenhandels 
die bloße Versicherung der Verfügungsbefugnis ausreicht 
(vgl. § 8 Abs. 1 Buchst, g der АО über die Allgemeinen 
Bedingungen beim An- und Verkauf gebrauchter Kon­
sumgüter vom 10. November 1978 [GBl. I Nr. 41 S. 449]). 
Das entspricht im allgemeinen den Erfordernissen des 
Rechtsverkehrs; denn beim Verkauf gebrauchter Gegen­
stände ist in aller Regel ein zuverlässiger Nachweis der


